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(2) Der Betreuer hat die Verantwortung für ein ho­
hes wissenschaftlidles Niveau der Ausbildung des Aspi­
ranten. Er sichert, daß der Aspirant ein der Zielstellung 
der Qualifizierung entsprechendes Promotionsthema er­
hält und in die Forschung einbezogen wird. Der Be­
treuer hat den Aspiranten bei der Aneignung des Ge­
samtüberblicks über das Wissenschaftsgebiet sowie bei 
der Einarbeitung in das spezielle Arbeitsgebiet zu un­
terstützen. Er kontrolliert die Erfüllung des Arbeits­
planes und unterstützt ihn bei der Lösung politisdier 
und gesellschaftlicher Aufgaben.

II.
Bedingrungen der planmäßigen Aspirantur

Die planmäßige Aspirantur
§9

Aufnahme
In die planmäßige Aspirantur werden auf der Grund­

lage des § 4 dieser Anordnung vor allem Kandidaten 
aufgenommen, die in der Regel eine mindestens drei­
jährige erfolgreiche Tätigkeit in der sozialistischen Pra­
xis nach dem Hochschulstudium nachweisen (ausgenom­
men sind Absolventen des Auslands- bzw. Fernstu­
diums).

§10
Arbeitsrechtliche Regelungen

(1) Für die Zeit der planmäßigen Aspirantur ruht 
das Arbeitsrechtsverhältnis zwischen dem Aspiranten 
und dem delegierenden Betrieb.

(2) Die Zeit der planmäßigen Aspirantur ist auf die 
Dienst-, Berufs- oder Tätigkeitsjahre sowie auf die 
Dauer der Zugehörigkeit zur delegierenden Einrichtung 
anzurechnen.

§11
Die Durchführung der planmäßigen Aspirantur

(1) Die planmäßige Aspirantur dauert 3 Jahre. In 
dieser Zeit erhalten die planmäßigen Aspiranten Sti­
pendium. Sie werden in ein Arbeite- bzw. Forschungs­
kollektiv der Ausbildungseinrichtung eingegliedert.

(2) Der planmäßige Aspirant hat in Übereinstimmung 
mit dem Ausbildungs- und Erziehungsziel und seiner 
wissenschaftlichen Aufgabenstellung einen Arbeitsplan 
auszuarbeiten, der vom Betreuer und dem Leiter des 
Arbeitskollektivs zu bestätigen ist. Der Aspirant ist ver­
pflichtet, über die Ergebnisse seiner wissenschaftlichen 
und politischen Arbeit regelmäßig, insbesondere nach 
dem 1. und 2. Ausbildungsjahr, dem Betreuer und dem 
Leiter des Arbeitskollektivs zu berichten.

(3) Planmäßige Aspiranten haben in ihrem Fachgebiet 
2 Wochenstunden Lehrtätigkeit durchzuführen. Eine 
höhere Belastung bedarf der Zustimmung des Leiters.

(4) Der planmäßige Aspirant ist für die Dauer der 
Ausbildung Angehöriger der Ausbildungseinrichtung 
und nimmt am politischen, gesellschaftlichen, kultu­
rellen und sportlichen Leben teil; er ist auf dem Gebiet 
der sozial-kulturellen Betreuung den Angehörigen die­
ser Einrichtung gleichgestellt und erhält im Ausbil­
dungsjahr 4 Wochen Ferien.

(5) Der planmäßige Aspirant unterliegt in allen ver­
traulichen Angelegenheiten, von denen er während der 
Ausbildung Kenntnis erhält, auch nach Abschluß der

Aspirantur, der Schweigepflicht. Ihm sind durch den 
Leiter des Arbeitskollektivs die entsprechenden Rechts­
vorschriften zu erläutern.

(6) Planmäßige Aspiranten können unmittelbar in 
Kombinaten, Betrieben, Forschungsinstituten der Indu­
strie und anderen Einrichtungen der Praxis ihre wis­
senschaftliche Arbeit leisten. Die Bedingungen dafür 
sowie die Einbeziehung in das politische und gesell­
schaftliche Leben sind in einer Vereinbarung zwischen 
der Ausbildungseinrichtung und der Einrichtung der 
Praxis zu fixieren.

§12
Abschluß bzw. Verlängerung

(1) Die planmäßige Aspirantur kann entsprechend den 
Erfordernissen verlängert bzw. in begründeten Fällen 
vorzeitig beendet werden.

(2) Bei Nichterfüllung der wissenschaftlichen und ge­
sellschaftlichen Anforderungen sowie aus disziplina­
rischen oder anderen Gründen kann die planmäßige 
Aspirantur vorzeitig abgebrochen werden. Entsprechend 
begründete Anträge können vom Aspiranten, dem Be­
treuer, dem Leiter des Arbeitskollektivs bzw. der dele­
gierenden Einrichtung oder von Leitungen gesellschaft­
licher Organisationen gestellt werden. Die Entscheidung 
trifft der Leiter.

(3) Die Verlängerung der Ausbildungszeit bzw. Ent­
scheidung über die vorzeitige Beendigung einer plan­
mäßigen Aspirantur ausländischer Bürger bedarf der 
Zustimmung des Ministeriums für Hoch- und Fachschul­
wesen. Davon ausgenommen sind Aspiranten gemäß 
§ 6 Abs. 3 letzter Satz.

Frauen-Sonderaspirantur
§13

(1) Für Frauen mit Hochschulabschluß, die aktiv am 
Aufbau der sozialistischen Gesellschaft teilnehmen, 
kann unter Berücksichtigung ihrer sozialen Bedingun­
gen eine Frauen-Sonderaspirantur als Teil- oder Voll­
aspirantur durchgeführt werden.

(2) Für die Frauen-Sonderaspirantur gelten die Be­
stimmungen dieser Anordnung.

(3) Der delegierende Betrieb ist verpflichtet, mit der 
Aspirantin vor Aufnahme der Aspirantur einen Förde­
rungsvertrag abzuschließen, der beinhaltet:

a) den Einsatz der Aspirantin nach erfolgreichem 
Abschluß der Aspirantur;

b) Maßnahmen für die allseitige Unterstützung bei 
der Lösung der wissenschaftlichen Aufgaben;

c) Festlegungen über die Unterbringung der Kinder 
in betrieblichen bzw. kommunalen Kinderkrippen 
bzw. -gärten;

d) Einbeziehung in die Naherholung, Urlaubsversor­
gung und die gesundheitliche Betreuung;

e) Festlegungen für die Kontrolle des Förderungsver-' 
träges.

Je ein Exemplar des Förderungsvertrages erhalten die 
Aspirantin, der Betrieb, die Ausbildungseinrichtung, die 
Betriebsgewerkschaftsleitung und der Frauenausschuß.

(4) Die Leiter der Betriebe sind verpflichtet, sich über 
den Stand und die Probleme bei der Durchführung von 
Frauen-Sonderaspiranturen durch regelmäßige Aus­
sprachen mit der Aspirantin zu informieren.


